
§ 26 Abweichen vom Vollstreckungsplan

§ 26  Abweichen vom Vollstreckungsplan 
 
(1) Vom Vollstreckungsplan darf von Amts wegen oder auf Antrag bezüglich der örtlichen oder der 
sachlichen Vollzugszuständigkeit aus den Gründen der Behandlung, der Wiedereingliederung, zur sicheren 
Unterbringung oder soweit dies aufgrund landesgesetzlicher Vorschriften zulässig ist, abgewichen werden. 
Bei den Maßregeln der Besserung und Sicherung gemäß §§ 63, 64 StGB, § 7 JGG gilt Satz 1, soweit die 
landesrechtlichen Vorschriften über den Maßregelvollzug nichts anderes bestimmen.

(2) Ein Abweichen erfolgt in den in Abs. 1 genannten Fällen vor Beginn des Vollzuges durch Einweisung 
und nach Beginn des Vollzuges durch Verlegung und bedarf der Zustimmung der höheren Vollzugsbehörde; 
die Zustimmung kann – vorbehaltlich einer anderweitigen landesrechtlichen Regelung – als erteilt gelten, 
wenn die zur Aufnahme vorgesehene Justizvollzugsanstalt der vom Vollstreckungsplan abweichenden 
Einweisung zustimmt oder im Fall der Verlegung in Abweichung vom Vollstreckungsplan die von der 
Verlegung betroffenen Justizvollzugsanstalten Einvernehmen über die beabsichtigte Verlegung erzielen. 
Untersteht die Vollzugsanstalt, in die eingewiesen oder verlegt werden soll, einer anderen höheren 
Vollzugsbehörde des Landes, so muss auch diese zustimmen. Soll in die Vollzugsanstalt eines anderen 
Landes eingewiesen oder verlegt werden, so bedarf es einer Einigung der obersten Vollzugsbehörden 
beider Länder.

(3) Vollstreckt die Vollstreckungsbehörde eine Maßregel der Besserung und Sicherung nach §§ 63, 64 
StGB, § 7 JGG und soll die verurteilte Person in Abweichung vom Vollstreckungsplan in eine Einrichtung 
eines anderen Landes eingewiesen werden, so ist auf dem Dienstwege der obersten Justizbehörde zu 
berichten, damit diese die Entscheidung der zuständigen Behörden des anderen Landes herbeiführen kann.


